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Liebe Leserinnen und Leser, 
dieses Vorwort ist unter den Eindrücken des schrecklichen Ukrainekrieges entstanden, der seit 
Ende Februar 2022 viel Leid und Not mit sich bringt.  

Wir hoffen sehr auf baldigen Frieden. 

Der Jahresbericht der Unabhängigen Hartz-IV-Beratung 2021 ist geprägt von der Corona-Krise 
und den Veränderungen, die damit verbunden sind und waren. 

Gut, dass es uns, die möglicherweise einzige Unabhängige Hartz-IV-Beratung dieser 
Größenordnung in Deutschland, gibt. 

Nach wie vor sind die Hartz-4-Regelsätze zu niedrig und es bräuchte dringend eine Erhöhung 
auf über 600 €, denn wie soll sonst bei den steigenden Energie- und Lebenshaltungskosten ein 
Auskommen möglich sein. Sehr viele Personen im Hartz-4-Bezug werden sich beim Jobcenter 
verschulden müssen und die Tilgung wird ihnen anteilig vom Regelsatz anschließend wieder 
abgezogen. Es bleibt also vom Wenigen noch weniger. Unter dieser Not und dem Mangel leiden 
nach wie vor die Kinder am schlimmsten. 

Wir sind froh, dass sich ein guter und konstruktiver Dialog mit dem Jobcenter Esslingen ergeben 
hat, dies nützt vor allem unseren Klient*innen. Hier danken wir im Besonderen der 
Geschäftsführerin Frau Astrid Mast und den Mitarbeitenden des Jobcenters. 

Trotz allem gibt es immer wieder Situationen, bei denen es Dritte braucht, um Dinge zu klären. 
Denn auch in einem Rechtsstaat wie dem unseren müssen immer wieder Rechtsmittel 
eingesetzt werden, damit Bürger zu ihrem Recht kommen. Hier unterstützen wir mit Rat und Tat. 

Auch hier hat sich bewährt, trotz unterschiedlicher Sicht- und Bewertungsweisen im Gespräch 
zu bleiben und die Dinge sachlich zu regeln. 

Im Rückblick auf 2021 bleibt das Thema der Mietobergrenzen ein sehr wichtiges, denn 
bezahlbarer Wohnraum ist im Landkreis Esslingen sehr knapp und eine Entspannung ist nicht 
abzusehen. Und wer beengt zu viert oder fünft auf 65 m² die Corona-Krise mit Homeschooling 
und Homeoffice erlebt hat, der weiß, was das für Familien bedeutet. Dies zu bewältigen und gut 
zu erledigen, ist auf zu engem Raum fast nicht möglich. 

Hier braucht es dringend Entspannung und ein rasches politisches Handeln – denn sonst geht 
menschliches Potential verloren. 

Zum Schluss noch ein Blick nach vorne: Das Bürgergeld! Alter Wein in Neue Schläuche? Ja und 
nein. Lesen Sie dazu eine profunde Bewertung ab Seite 21. 

Wir sagen Dank an all jene, die die Unabhängige Hartz-IV-Beratung ermöglichen, denn sie wird 
alleinig aus den Mitteln der Träger finanziert – ohne jeglichen Zuschuss. 

Gerne berichten wir auch im Sozialausschuss des Landkreises von unserer Arbeit, denn ein 
anderer Blick auf die Dinge lohnt allemal. 

Bitte streuen Sie diesen Bericht, geben Sie ihn weiter, richten Sie Fragen an uns – wir freuen 
uns über eine Rückmeldung von Ihnen. Und wollen Sie uns zu einem Bericht oder einer 
Podiumsdiskussion einladen – wir kommen gerne. 

In diesem Sinne wünschen wir Ihnen und uns allen, dass wir alle wieder in Frieden leben dürfen. 
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Das Wichtigste in Kürze  

 

Wegen Corona-bedingter Einschränkungen 
der Beratung und personeller Probleme eines 
größeren Trägers im Netzwerk konnten im Jahr 
2020 keine statistischen Auswertungen und in 
der Folge auch kein Jahresbericht 2020 erstellt 
werden. Nun ist es aber wieder soweit: Der 
Jahresbericht 2021 liegt vor Ihnen. 

Auch 2021 hat Corona den persönlichen 
Beratungskontakt bei der Unabhängigen Hartz-
IV-Beratung erschwert, aber die Nachfrage – 
verstärkt auch telefonisch oder per E-Mail – 
keineswegs abgebremst. Im Gegenteil, die 

Fallzahlen sind weiter angewachsen und haben mit 1.809 Beratungsfällen einen neuen 
Höchststand erreicht. Bei den insgesamt 4.269 Personen der damit verbundenen Familien ist 
der Anteil der Kinder unter 15 Jahren von 28 % auf 34 % stark angestiegen. Der Durchschnitt 
des Kinderanteils im Jobcenterbereich Esslingen liegt bei ca. 26 %. Das zeigt, dass unsere 
Beratung besonders stark von Familien mit Kindern nachgefragt wurde. 

Entlastungen für die Hilfesuchenden brachten die Regelungen zum „vereinfachten Verfahren für 
den Zugang zu sozialer Sicherung aus Anlass der COVID-19-Pandemie“, insbesondere die 
befristete Akzeptanz von Vermögen, sofern es nicht erheblich ist, und von den tatsächlichen 
Wohnkosten (Kosten der Unterkunft - KdU). 

Da gleichzeitig ab August 2021 die Mietobergrenzen - größtenteils im zweistelligen 
Prozentbereich - erhöht wurden, trat beim Brennpunkt „Mietabsenkungen und Umzug“ eine 
erkennbare Abkühlung ein. 

Rückforderungen des Jobcenters bleiben in Hartz 4 weiterhin ein großes Problem, da sie mit 
dem Existenzminimum aufgerechnet werden können. Die Fehlerquoten in der Berechnung sind 
hoch und für die Betroffenen kaum erkennbar, da viele Bescheide miteinander abgeglichen 
werden müssen. Auch Kinder werden leider regelmäßig bei Rückzahlungen in die Haftung 
miteinbezogen.  

Die Kooperation mit den Jobcentern verbessert sich kontinuierlich. Deutlich wird dies in der 
Wirksamkeit unserer Beratung. So können Konfliktfälle in immer höherer Zahl durch            
Vermittlung zwischen Hilfebedürftigen und Jobcenter gelöst und so zeit- und arbeitsaufwändige 
Rechtsverfahren vermieden werden. Diese erfolgreichen Vermittlungen stiegen in den letzten 5 
Jahren von 65 % auf mittlerweile 73 % an. Die Mitarbeiter*innen der Jobcenter zeigen sich bei 
den Vermittlungsgesprächen offener und schneller bereit, bei Fehlern unbürokratisch 
erforderliche Korrekturen im Sinne der Betroffenen vorzunehmen. Dies spricht auch für ein 
wachsendes Vertrauensverhältnis zwischen den Beratungsdiensten und dem Jobcenter. 

Positiv ist weiter zu erwähnen, dass sich auch das Problem mit verlorengegangenen Unterlagen 
entspannt. Stand dies in 2019 noch mit 5 % auf der Problemliste, so ging es in 2021 nur noch 
bei 2,7 % um diesen Streitpunkt. Die Umstellung auf die e-Akte birgt also wohl nicht auf Dauer 
die Gefahr von erhöhter Unzuverlässigkeit.  
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Entstehung und Konzeption 
 

Die Liga der freien Wohlfahrtspflege im Landkreis Esslingen hat Anfang 2013 beschlossen, eine 
Unabhängige Hartz-IV-Beratung anzubieten. Hintergrund war die Erfahrung, dass dieser 
Personenkreis keine geeignete Hilfe erhält.  
 
 
  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
Die Sprache der Bescheide ist nach wie vor schwer verständlich, die Leistungen sind zu gering 
(Forderung der Wohlfahrtsverbände liegen bei über 600 €) und die Sachbearbeiter*innen haben 
oft wenig Zeit. Wir müssen feststellen, dass das Gesetz immer weniger Augenhöhe mit der 
Behörde zulässt.    
 
Im Juli 2013 wurde deshalb ein Beratungsnetz mit inzwischen 12 Beratungsstellen organisiert, 
das die verschiedenen Regionen der vier Jobcenter im Landkreis Esslingen abdeckt.  
 
Zentrale Funktion ist die Rechtsverwirklichung, die auf drei Ebenen umgesetzt wird: 
 

 Augenhöhe zwischen Hilfebedürftigen und Amt herstellen 
 

 Zwischen Hilfebedürftigen und Amt vermitteln 
 

 Betroffene bei der rechtlichen Durchsetzung unterstützen 
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In einer vertrauensvollen Kooperation mit den zuständigen Jobcentern soll eine Kultur der 
Streitschlichtung entstehen. 
 
Ein statistisches Monitoring der Rechtsprobleme soll die Beratungsarbeit begleiten, um 
systematische Probleme zu erkennen. 
 
Die erkannten Problemlagen und Arbeitsergebnisse sollen weitergegeben werden an 
 

 die Jobcenter in regelmäßigen Gesprächen, die regelmäßig praktiziert werden  
 

 Mitglieder des Bundestags + Verbände; aktuell bei Gesetzesänderungen  
intensiv praktiziert 
 

 lokale Gremien + Medien 
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Beratungsangebote 

 

a) Bereich Jobcenter Esslingen 
 
- Caritas-Zentrum Esslingen 

Termine nach Vereinbarung - Telefon 0711 / 396954-0   
Montag - Freitag von 9 - 12 und Montag- und Mittwochnachmittag von 14 - 16 Uhr 
 

- Kreisdiakonieverband, Diakonisches Beratungszentrum Esslingen  
- im Verbund mit Heimstatt Esslingen 
Termine nach Vereinbarung - Telefon 0711 / 342157-0 
 

- Evang. Gesellschaft, Fachberatung Esslingen 
Termine nach Vereinbarung - Telefon 0711 / 3969 1016 
 

- Zentrum für Arbeit und Kommunikation (ZAK) Esslingen 
jeden 1. Freitag im Monat von 8 - 10 Uhr  
 

- Kreisdiakonieverband, Die Brücke Plochingen 
Termine nach Vereinbarung - Telefon 07153 / 92200 
jeden Mittwoch von 9 - 16 Uhr  
 

- Evang. Gesellschaft, Haus der Methodistischen Kirche, Herrmannstraße 29, 
Plochingen 
jeden Montag nach Anmeldung unter Telefon 0711 / 396910-10 
 
 

b) Bereich Jobcenter Kirchheim 
 
- Kreisdiakonieverband, Diakonische Bezirksstelle Kirchheim 

Termine nach Vereinbarung - Telefon 07021 / 920920 
jeden Montag von 13.30 – 16.30 Uhr  
 
 

c) Bereich Jobcenter Leinfelden-Echterdingen 
 
- Kreisdiakonieverband, Diakonische Bezirksstelle Filder 

Termin nach Vereinbarung - Telefon 0711 / 997982-0 
 
 

d) Bereich Jobcenter Nürtingen 
 
- Kreisdiakonieverband, Diakonische Bezirksstelle Nürtingen  

Termine nach Vereinbarung – Telefon 07022 / 932775 
 

- Evang. Gesellschaft, Fachberatung Nürtingen 
Termine nach Vereinbarung – 07022 / 60258-10 
jeden Donnerstag von 10 - 12 Uhr 
 
 

e) Stadt Ostfildern, Sozialer Dienst  (seit 2014 assoziiertes Mitglied)                                                                                                 
Termin nach Vereinbarung über E-Mail sozialdienst@ostfildern.de  
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Wie hat sich die Beratung entwickelt und was leistet sie? 

Trotz der erschwerten Kontaktaufnahme ist die Nachfrage nach der Unabhängigen Hartz-IV-
Beratung angestiegen. So nahmen 1.809 Hilfebedürftige im Jahre 2021 dieses Angebot der Liga 
der freien Wohlfahrtspflege im Landkreis Esslingen in Anspruch (2019 = 1.696). 

Verbunden mit diesen beratenen Personen waren Familien mit insgesamt 4.269 Angehörigen, 
darunter 1.458 Kinder unter 14 Jahren (2019 = 3.416 Personen mit 952 Kindern). Ihr Anteil stieg 
damit auf 34 % gegenüber 28 % in 2019, ein zahlenmäßiges Plus von 506 Kindern. Jede dritte 
Person war damit ein Kind unter 14 Jahren und im Hartz-4-System völlig falsch aufgehoben. Die 
Pläne für ihre Herausnahme im neuen Bürgergeld mit der eigenständigen Kindergrundsicherung 
sind deshalb sehr zu begrüßen. 

Auch viele Familien mit zwei Elternteilen brauchen trotz Arbeit aufstockende Leistungen, weil 
der Lohn für Eltern und Kinder zum Leben nicht reicht. Hier können bessere Leistungen für die 
Kindergrundsicherung und die Erhöhung des Mindestlohns die Hilfebedürftigkeit verringern. 

Weiter rückläufig sind der Anteil und die Gesamtzahl der Alleinerziehenden mit 351 (19 %) 
gegenüber 424 (25 %) in 2019. Möglicherweise macht sich hier die spezifische Förderung dieser 
benachteiligten Zielgruppe durch das Jobcenter bemerkbar. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Während die Fälle, in denen fehlende Informationen vermittelt wurden, von 1.178 Fälle auf 918 
zurückgegangen sind, hat die Zahl der Fälle deutlich zugenommen, in denen aktive 
Unterstützung durch Ausfüllhilfen (von 37,7 % auf 44,4 %) oder Antragsformulierungen (von 
18,2 % auf 27,2 %) notwendig war. Dabei zeigen sich nicht nur ausländische Mitbürger*innen 
im Umgang mit Formularen und bürokratischen Vorgängen oft überfordert. 

Eine wesentliche Leistung der Beratung ist, dass 73 % aller Konflikte durch Vermittlung mit dem 
Jobcenter gütlich gelöst werden konnten. Ein sehr hoher Anteil, der sich über die letzten Jahre 
sogar kontinuierlich nach oben entwickelt. Dies erspart eine große Zahl von aufwändigen 
Rechtsmitteln und allen Beteiligten Zeit und Kosten. Darin spiegelt sich eine gute Kooperation 
mit den Jobcentern wider. 
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Der Anteil der Rechtsdurchsetzung per Widerspruch oder Überprüfungsantrag stieg von 15 % 
auf 18 % an. In den meisten dieser Fälle konnten Stattgaben oder Teil-Stattgaben erreicht 
werden. 

Die Weitervermittlung an Rechtsanwälte hat sich von 24 Fällen im Jahr 2019 auf 12 halbiert. 
Immer weniger geeignete Rechtsanwälte sind bereit, bei den geringen Streitkosten in Hartz-4 
Mandate gegen Prozesskostenhilfe zu übernehmen. Deshalb legten deutlich mehr Betroffene 
ihre Klagen direkt beim Sozialgericht zur Niederschrift ein. Ein kostenfreies Verfahren, das nun 
9 Betroffene (in 2019 noch 0) in Anspruch nahmen. 

Ein wesentlicher Hintergrund der Konflikte ist, dass Hartz-4 „normale“ Rechte entzieht und 
Zweitklassigkeit erzeugt (keine freie Lohnaushandlung, eingeschränkte Freizügigkeit, Zwangs-
verrentung, keine aufschiebende Wirkung des Widerspruchs, Unterhaltspflicht für fremde  
Kinder u. a. m.). 
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Erfahrungen der vergangenen Jahre - was läuft gut, was weniger? 

Die Unabhängige Hartz-IV-Beratung wird immer mehr nachgefragt und beschränkt sich nicht 
nur auf reine SGB-II-Angelegenheiten. Dieses kostenlose Angebot erreicht alle betroffenen 
Personenkreise, ob Familien, Alleinerziehende, deutsche oder ausländische Mitbürger. Die 
Wartezeiten sind in der Regel kurz und die Rat- und Hilfesuchenden dankbar für die 
Unterstützung. 

Nicht nur fremdsprachige Hilfesuchende stehen bürokratischen Vorgängen oft verständnis- und 
hilflos gegenüber und haben nicht die finanziellen Möglichkeiten, sich woanders Rat zu holen. 
Dabei geht es auch um das Vertrauen in die Rechtsstaatlichkeit und den sozialen Frieden. 

Insbesondere durch unsere hohen Quoten erfolgreicher Konfliktvermittlung steigt bei ihnen das 
Gefühl der Wertschätzung und der Glaube an den fairen Umgang der Behörden mit dem Bürger. 
Auch spricht diese Quote für eine wachsende vertrauensvolle Kooperation mit vielen 
Sachbearbeiter*innen sowie der Team- und Geschäftsleitung. Die Beratung des Netzwerkes 
trägt aber durchaus bei Hilfesuchenden mit negativem Meinungsbild auch zum besseren 
Verständnis der Entscheidung der Sozialbehörde bei, vor allem, wenn ihnen die Entscheidung 
erklärt werden kann oder bei belastenden Entscheidungen wenigstens die Gründe 
nachvollziehbar erläutert werden können. Allein das Verstehen einer Entscheidung ist oft schon 
eine Hilfe gegen das Gefühl der Ohnmacht gegenüber dem Staat. Hier wäre natürlich eine 
bessere Information oder Beratung der Leistungsbeziehenden seitens der Jobcenter 
wünschenswert - gerade bei belastenden Bescheiden.  

Die persönliche Kontaktaufnahme von Klient*innen zu den Sachbearbeiter*innen bzw. 
Arbeitsvermittler*innen (persönlich, telefonisch, per E-Mail) ist für den Beratungsprozess 
äußerst wichtig. Denn die Bescheide sind nach wie vor nicht selbsterklärend, deshalb ist in 
diesen Fällen der persönliche Kontakt unabdingbar.  

Jede Kooperation hat jedoch Grenzen, die auch immer wieder den Weg über die vorhandenen 
Rechtsmittel erforderlich machen. Diese anwaltliche Funktion der Rechtsverwirklichung in einer 
parteilichen Haltung zu den Hilfesuchenden ist wesentlicher Charakter der sozialen Arbeit freier 
Wohlfahrtspflege. 
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Mit welchen Problemen kommen die Menschen? 

Die 12 Beratungsstellen des Netzwerkes melden mit ihren Monatsstatistiken neben der 
Zusammensetzung des Beratungsklientels und den Ergebnissen der Beratung insbesondere 
auch leistungsrechtliche Probleme und generelle Probleme, die mit dem Leistungsbezug 
verbunden sind (siehe hierzu der entsprechende Teil des Meldebogens auf Seite 23).  
Daraus können systematische Probleme und Verläufe über die Jahre erkannt werden.  

 

a) Die TOP 5 der leistungsrechtlichen Probleme 
 

1 – Probleme mit den Wohnkosten  

      von 22,6 % (2019) auf 20,9 % (2021) 

Die Sicherung der Wohnung ist die wesentliche Säule der 
Existenzsicherung. Nach dem Hochpunkt von 2018, wo 
fast jeder Vierte Probleme mit dieser zentralen Sicherung 
hatte, kam es hier wieder zu einem deutlichen Rückgang. 
Mitentscheidend dafür ist die spürbare Erhöhung der 
Mietobergrenzen im August 2021 sowie die Aussetzung 
der Mietprüfungen im Rahmen der erleichterten 
Zugangsregelungen in Corona-Zeiten (Einfügung des § 67 SGB II).  

So standen bei den Problemen in 2021 nicht mehr die Absenkung der Mietkosten im 
Hauptblickfeld sondern z. B. die Genehmigung von Umzügen und Wohnungsbeschaffungs-
kosten wie Kaution, Umzug und Begleitkosten.  

 

2 – Leistungen für Bildung und Teilhabe 

       von 9,9 % auf 19,9 % 

Die Kinderleistungen für Bildung und Teilhabe stellen für 
die Betroffenen weiterhin einen großen bürokratischen 
Aufwand dar, der sogar wieder angewachsen ist. 

Zu jedem neuen Schuljahr bedarf es z. B. selbst bei einem 
normalen Klassenwechsel einer neuen Schulbeschei-
nigung. Mal sind für die Schülerbeförderung Kontoaus-
züge erforderlich, mal die Vorlage der polyCard. Beim Mensaessen müssen die 
Leistungsempfänger*innen bei Zahlung mit einer Geldkarte, die vorab online aufgeladen werden 
muss, in Vorleistung gehen. Viele Eltern scheuen die Bloßstellung ihres Kindes als Hartz-4-Fall 
beim Sportverein, der Musikschule etc., weil keine Barauszahlung dieser Leistungen möglich 
ist. Anträge gehen auch immer wieder in der Vielzahl der Unterlagen unter und werden erst bei 
einer Nachfrage in den Akten entdeckt. Eine Vereinfachung ist hier dringend angesagt. Eine 
einfache Regelbedarfserhöhung der Kinder würde dieses Bürokratiemonster erübrigen. 
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3 – Leistungsberechtigung 

      von 4,0 % auf 14,6 % 

Diese deutliche Steigerung von 68 auf nunmehr 264 
Fälle verweist zunächst auf die Verschärfungen des 
Leistungsrechts für Ausländer. Aber auch Leistungs-
ausschlüsse bei unklaren Einkommens- und 
Vermögensverhältnissen, Nachzahlungen, schwierige 
Erbansprüche u. a. m. fallen in diesen Problembereich.  

 

4 – Rückforderungen  

      von 11,3 % auf 11,4 % 

Insbesondere Menschen mit schwankendem 
Einkommen ertrinken in einer Flut von Erstattungs-
bescheiden mit laufenden Rückforderungen und 
geraten in vielen Fällen in eine Schuldenspirale. Seit 
2011 können diese Forderungen auch ohne 
Verschulden aus dem Existenzminimum aufgerechnet 
werden. Da die Rückforderungen auch auf die Kinder 
aufgeteilt werden, werden diese in Sippenhaft für ihre Eltern genommen („Kinder haften für 
ihre Eltern“). In unserer Beratung trifft dies jeden neunten von insgesamt 1.800 Fällen. 

Das Problem bei Rückforderungen ist nicht nur dadurch begründet, dass Hartz-4-Beziehende 
am Existenzminimum leben und von der Sache her keine größeren Rückzahlungen leisten 
können, sondern auch, dass es schwer möglich ist, die Höhe der nachzuzahlenden Summe aus 
den Rückforderungsbescheiden nachzuvollziehen. Diese Komplexität überfordert nicht nur die 
Hilfeberechtigten sondern in einigen Fällen auch die Berater. Auch die Jobcenter können in 
vielen Fällen den Sachverhalt nicht nachvollziehbar erklären. „Ich habe überhaupt nichts 
verstanden“ ist die Rückmeldung vieler Betroffener nach einem entsprechenden Jobcenter-
besuch. 

Dass auch Kinder für die Rückforderungen haften, für die sie am wenigsten können und i. d. R. 
keinerlei Mittel zur Rückzahlung haben, gehört zu den großen Ungerechtigkeiten von Hartz-4. 

Extrem schwierig wird die Frage, wie viel habe ich schon bezahlt und wie viel ist noch offen. 
Detailübersichten, was wann eingezahlt und wie verrechnet wurde, sind kaum zu erhalten. Der 
Inkassodienst verweist auf das Jobcenter, dieses auf den Inkassodienst.  

Was allerdings die Verhandlungen hinsichtlich von Ratenzahlungen anbelangt, steht der 
Inkasso-Service guten nachvollziehbaren Argumenten - auch für kleinere Ratenzahlungen - 
offener gegenüber. Das Jobcenter kennt nur starre Raten von 10 bis 30 % des monatlichen 
Regelbedarfs von 449 Euro. 

Wer jedoch in die Fänge des Steuerrechtes (z.B. Kindergeld) gerät, ist bei Rückforderungen 
besonders „arm“ dran. Ratenzahlungen werden dort grundsätzlich nicht eingeräumt. 

Wegen der Bedeutung des Themas „Rückforderungen“ finden Sie in den Praxisbeispielen hierzu 
konkrete Fälle.  
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5 – Anrechnung von Einkommen  

      von 11,6 % auf 8,5 % 

Die Probleme bei der korrekten Anrechnung von 
Einkommen sind zwar gesunken, müssen aber weiterhin im 
Blick bleiben. Hier geht es um die Berücksichtigung von 
Versicherungen, um die Berechnung von Freibeträgen, um 
private Zuwendungen, Kindergeld, Rentennachzahlungen, 
Berufsausbildungshilfe u. a. Auch hier ist die Fehlerquote 
groß. 

 

 

b) Die TOP 3 der generellen Probleme 

 

1 – Unzureichende Beratung 

      von 22,4 % (2019) auf 25,5 % (2021) 

Insbesondere durch unzureichenden direkten Kontakt 
kommt die vorgeschriebene Beratung durch die Sozial-
behörden viel zu kurz, ein telefonischer Kontakt zur/zum 
Sachbearbeiter*in ist den Betroffenen nur über den 
schwierigen Umweg der Hotline möglich. Durch Corona 
und den langen Lockdowns hat sich dies weiter verstärkt. 
Zu welchen Ergebnissen solche „Abschottung“ führen 
kann, ist in einem nachfolgenden Praxisbeispiel dargestellt.  

Aber auch gezielte Informationen an die Hartz-4-Beziehenden fehlen oft. Ein großer Teil kann 
die Bescheide gar nicht lesen und/oder verstehen. Dies betrifft nicht nur den hohen Anteil an 
Migrant*innen, sondern auch viele bildungsferne Menschen, die die Behördensprache nicht 
verstehen. Allein der Verweis auf die vorhandenen Merkblätter, ebenfalls in Behördensprache, 
ist hier zu wenig. Näheres dazu auch bei den Fallbeispielen.  

 

2 – Fehlende Existenzsicherung  

      von 10,4 % auf 14,3 %  

Längere Bearbeitungszeiten führen mangels Rücklagen 
schnell zu Lücken in der Existenzsicherung.  

Gerade beim Personenkreis der Wohnungslosen geht es 
in der Beratung und der Hilfestellung besonders oft um 
die nackte Existenz, die sofortige Hilfezahlungen 
erfordert und keine langwierigen Prüfungen erlaubt. Der 
Landkreis Esslingen gehört in Bezug auf die Wohnungslosigkeit zu den stark betroffenen 
Landkreisen in Baden-Württemberg.  
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3 – Sonstige Probleme 

      von 9,9 % auf 13,1 % 

Sonstige Probleme sind Rechtsfragen, die außerhalb der 
Hartz-4-Leistungen liegen. Das beginnt mit den 
Leistungen nach dem SGB III (Alg I und Förderungen 
durch die Agentur für Arbeit), über das Bundeskinder-
geldgesetz (BKG), dem Wohngeld, dem Kinderzuschlag, 
der GEZ-Befreiung, Insolvenzfragen, Renten, Steuer-
nachzahlungen bis hin zu SGB XII-Leistungen.  

Die Steigerungen sind damit zu begründen, dass Hilfebedürftige ihren bestehenden Kontakt zur 
Unabhängigen Hartz-IV-Beratung immer mehr dazu nutzen, auch Hartz-4-fremde 
Leistungsprobleme zu klären und andere Leistungen zunehmend eine bessere Alternative zu 
Hartz-4 ergeben. Dazu kommen immer wieder auch Anfragen von Hilfebedürftigen, die in 
umliegende Landkreise verzogen sind, weil dort solche Beratungsangebote fehlen. 

 

 

 

 

Weitere auffallende Steigerungen zum letzten Bericht 

Ohne Spitzenwerte zu erreichen sollten folgende Steigerungen als Problemfelder im Auge 
behalten werden: 

 

→ Einmalige Beihilfen nach § 24 Abs. 3              von 2,4 % auf 5,0 % 

(Erstausstattungen für Wohnung, Schwangerschaft und Geburt) 

Der Begriff Erstausstattung wird hier oft zu eng gesehen, etwa beim 2. oder 3. Kind. Zudem 
werden Hilfen entgegen der Rechtslage oft abgelehnt, wenn das Einkommen nur wenige Euro 
über dem Hilfebedarf liegt.  

 

→ fehlende Krankenversicherung (KV)                von 2,4 % auf 2,8 % 

Es kommt sehr teuer, die Beiträge für seine KV selbst zu zahlen. Schon kleine zeitliche Lücken 
im Alg II-Bezug können Hilfebedürftigen hohe Kosten bereiten. Diese entstehen beispielsweise, 
wenn die Leistungen wegen einer Überzahlung ganz zurückgefordert werden und in dieser Zeit 
kein sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis bestand. 

Wichtig ist auch zu beachten, dass durch ersatzweise Wohngeld oder Kinderzuschlag allein kein 
Krankenversicherungsschutz gewährleistet ist. 
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Folgende Bereiche haben sich deutlich positiv entwickelt: 

 

→ Mietkürzungen                                     von 5,2 % auf 4,6 % 

Dies ist durch die Corona-Sonderregeln und die höheren Mietobergrenzen nachvollziehbar und 
sehr erfreulich. Mietkürzungen treffen Hilfebedürftige bei der aktuellen Wohnungssituation 
besonders hart, da sie kaum in eine günstigere Wohnung ausweichen können. Hartz-4-
Empfänger gehören zum gemiedenen Personenkreis von Vermietern.  

 

→ Sanktionen                                          von 5,0 % auf 2,0 % 

Dieser doch gravierende Rückgang in Anzahl und Höhe von Sanktionen als Strafmittel für die 
Hilfebedürftigen ist sehr positiv zu bewerten und hängt wesentlich mit dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts aus 2019 zusammen. Dort wurden Sanktionen von über 30 % und 
Sonderstrafen für unter 25-Jährige grundsätzlich als verfassungswidrig erklärt. Zusätzlich wurde 
die Prüfung außergewöhnlicher Härten verlangt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

→ verschwundene Unterlagen             von 5,0 % auf 2,7 % 

Die Einführung der e-Akte hat zum Glück nicht dauerhaft dazu geführt, dass eingereichte 
Unterlagen nicht in der richtigen e-Akte ankommen. Gab es zuvor fast ständig Befürchtungen, 
dass die Post die zuständige Stelle im Jobcenter oder den Platz in der richtigen e-Leistungsakte 
nicht finden wird und die Hilfebedürftigen dadurch mangels Beweise Nachteile erleidet, so kann 
das Vertrauen in die Zuverlässigkeit von Postsendungen jetzt berechtigt wieder steigen. 
Trotzdem empfehlen wir, die Unterlagen gegen Eingangsbestätigung direkt beim Jobcenter 
abzugeben oder sie in den Briefkasten des Jobcenters im Beisein eines Zeugen zu werfen. 
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Fallbeispiele aus der Beratungswelt 

 

Information und Beratung kommt oft zu kurz 

Die Bescheide des Jobcenters sind für viele Hilfesuchenden nur schwer zu verstehen und dies 
nicht nur bei ausländischen Mitbürger*innen. Sie kennen viele Hilfeleistungen des Jobcenters 
nicht und der Beratungs- und Informationsbedarf ist groß. Den kann das Jobcenter in dem 
erforderlichen Umfang nicht annähernd abdecken. Mit vielen Nachteilen für die Betroffenen. 
Dies hat sich durch Corona weiter verstärkt. 

So werden Leistungsberechtigte z. B. gerade bei Leistungsänderungen auf diese nicht oder 
nicht deutlich genug hingewiesen. Da gehen wichtige Hinweise im vielseitigen Text der 
Bewilligungsbescheide gerne unter. Dies betrifft in erster Linie Hinweise zu Einkommens-
anrechnungen oder zu der Übernahme von Mietzahlungen. Besonders folgenschwer ist dies z. 
B. bei Kürzungen von Mietzahlungen, die vom Jobcenter direkt an den Vermieter überwiesen 
werden. Die Betroffenen erkennen dieses Problem oft nicht und fallen dann aus allen Wolken, 
wenn der Vermieter rückständige Mietzahlungen anmahnt. Dies ist leider kein Einzelfall. Solche 
Leistungskürzungen müssen deutlich erkennbar angezeigt werden. 

Oft werden auch Klagen laut, dass gerade im Bereich der Kinderleistung „Bildung und Teilhabe“ 
viele Informationslücken vorhanden sind, die erst in der Beratung aufgedeckt werden. Hier 
übernehmen die Ligaverbände die Beratungspflicht, die bei den Jobcentern liegt. Das reicht von 
der Kostenübernahme für die Mitgliedschaft im Sportverein, über das Kindergartenessen bis hin 
zu Sonderregelungen bei Kurzstrecken in der Schülerbeförderung.   

 

Kosten der Unterkunft (KdU) - Heizkosten monatelang vergessen 

Ein Ehepaar ist seit November 2021 nicht mehr Alg II berechtigt, beide sind über Zeitarbeit 
beschäftigt. Im Januar 2022 kommt eine hohe Heizstromnachzahlung mit der Jahresrechnung. 
Obwohl sie im Vorjahr überwiegend im Hilfebezug waren, muss diese nun aus dem neuen 
Einkommen vollständig selbst bezahlt werden. 

Bei der Prüfung des abschließenden Bescheides im Januar 2022 fällt es in der Beratung auf, 
dass von Juni bis Oktober 2021 keine Heizkosten berücksichtigt wurden. 

Im Rahmen der Beratung wird das Ehepaar nun durch einen Überprüfungsantrag unterstützt, 
damit nachträglich noch die Heizkosten durch das Jobcenter übernommen werden. 

Das Ehepaar selbst hat diesen Fehler nicht erkannt, weil die Bewilligungsbescheide der 
Jobcenter im Aufbau und in der Darstellung nur schwer nachzuvollziehen sind (siehe oben). 

Gleichzeitig hat aber auch das Jobcenter nicht darauf geachtet, dass für dieses Ehepaar fünf 
Monate lang keine Heizkosten gezahlt wurden. 
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Umzug – das große Abenteuer in Hartz IV 

Mit dem eingeschränkten Recht auf Freizügigkeit im Hartz-4-Bezug besteht ein Anspruch auf 
die neuen Wohnkosten, Kaution, Umzugskosten, überschneidende Mieten, Auszugs- oder 
Einzugsrenovierung u. a. m. erst, wenn das Jobcenter einem Umzug und dem neuen Mietvertrag 
zugestimmt hat. Hier gibt es viele Stolperfallen. 

Die 5-köpfige Familie B. hatte wegen Familienzuwachs die Zustimmung und die Anerkennung 
des neuen Mietvertrags erhalten. In der Umsetzung kam es dann zu zahlreichen Problemen. So 
konnte die Übernahme von Kosten für Versicherungen, die der Vermieter im Mietvertrag 
forderte, erst per Widerspruch durchgesetzt werden. Aufwandsentschädigungen für private 
Umzugshelfer konnten nicht erstattet werden, da die Freunde bei Ausstellung einer Rechnung 
die Anrechnung auf ihre Alg-II-Leistungen fürchteten. Abgelehnt blieben die Transportkosten für 
die Einbauküche und die Anschlusskosten für den Starkstromanschluss von Herd und Backofen, 
obwohl der Anschluss nach rechtlichen Vorgaben durch eine Elektrofachkraft erfolgen muss. 

Da die Familie Angst vor einer Klage hatte, blieb sie auf Kosten von ca. 220 € sitzen – immerhin 
mehr als ein halber Monatssatz der beiden Elternteile. 

 

Rückforderungen - die Tragik einer vierköpfigen Familie 

Ein Ehepaar mit zwei Kleinkindern zieht von einer beengten 2-Zimmer-Wohnung am Albrand in 
eine familiengerechte 4-Zimmer-Wohnung nach Esslingen. Von den neuen Wohnkosten mit 
insgesamt 980 € werden nur die Kosten der alten Wohnung mit 590 € übernommen, weil der 
Umzug angeblich nicht notwendig war. Eine der tückischsten Regelungen in Hartz-4, es fehlen 
hier monatlich 390 €.  

Coronabedingt kommt es zu Kurzarbeit, Arbeitslosigkeit, mehreren neuen Arbeitsverhältnissen 
des Ehemanns und damit zu sehr stark schwankendem Einkommen. Das Jobcenter fordert 
zunächst 4.299 € zurück, weil Einkommensnachweise angeblich nicht fristgerecht eingereicht 
wurden. Die hilflosen Eltern kommen in die Beratung. Die ungerechtfertigte Kürzung der 
Wohnkosten kann teilweise korrigiert werden. In mehreren Widersprüchen und einer Klage über 
einen Zeitraum von 16 Monaten können die Rückforderungen wie folgt reduziert werden: 
 
Bescheid vom Rückforderung davon entfallen auf 

die Kinder 

08.10.2020 4.299 € 1.260 € 

21.10.2020 2.897 € 849 € 

05.02.2021 2799 € 820 € 

10.02.2022 2.659 € 757 € 

 
Da der letzte Bescheid mit der Rückforderung von 2.659 € aus Sicht der Beratung immer noch 
nicht stimmt, läuft ein weiteres Widerspruchsverfahren. Ohne Beratung hätte die Familie keine 
Chance gehabt und auch die Kinder wären mit über tausend Euro verschuldet gewesen. 
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Hartz-4-Empfänger verfängt sich im Schleppnetz des Steuerrechts 

Für Hartz-4-Beziehende ist es meist eine Überforderung, aus ihrem Existenzminimum heraus 
Rückforderungen an das Jobcenter leisten zu müssen. Das Wort „Ansparsumme“ ist in ihrem 
Vokabular nicht enthalten. Das Argument, sie hätten ja vorher „zu viel“ Geld erhalten, hilft da 
wenig, denn mit dem Rückforderungsbescheid viele Monate später ist das Geld halt weg. In 
dieser Not hilft – soweit die Rückforderung berechtigt ist - dann nur noch das Verhandeln um 
möglichst geringe Ratenzahlungen, denn die grundsätzliche Bereitschaft zur Rückzahlung ist in 
der Regel vorhanden. 

Wenn es aber selbst diese Möglichkeit nicht gibt, dann geht es wirklich um die Existenz. Im 
konkreten Fall hatte eine Alleinerziehende mit ihren drei mittlerweile erwachsenen Kindern der 
Kindergeldkasse zu spät gemeldet, dass einer der Söhne mit 24 Jahren seine Ausbildung 
abgebrochen hatte.  

Kindergeld erhält man für Kinder nach dem 21. Lebensjahres nur dann, wenn sich das Kind in 
einer Ausbildung befindet oder es ihm trotz ernsthafter Bemühungen nicht gelungen ist, eine 
Ausbildung zu beginnen oder fortzusetzen. Diese ernsthaften Bemühungen sind nachzuweisen, 
etwa durch eine Bescheinigung der Berufsberatung. Eine Meldung bei der Agentur für Arbeit 
oder dem Jobcenter als arbeitsuchendes Kind reicht nicht aus. Diese detaillierten Regelungen 
sind jedoch vielfach unbekannt. So kam es im konkreten Fall zu einer Überzahlung von über 
2.000 Euro mit einer Rückforderung des Kindergelds, das sich nach dem Steuerrecht richtet. 

Versuche, auf einen Teilerlass oder eine Stundung hinzuwirken, scheiterten an der strengen 
Auslegung des Begriffs der „besonderen Härte“, über den rechtlich oft gestritten wird. Auch 
unser Vorschlag für einen Vergleich mit Teilzahlung oder auf Ratenzahlung liefen ins Leere. Das 
Steuerrecht kennt für Arme keine Gnade und lässt keine dieser Möglichkeiten zu. 

Aber damit nicht genug, im Steuerrecht fallen beim Inkasso-Einzug der Schulden auch noch 
monatlich 1 % Säumniszuschläge an, die ebenfalls nicht zu stoppen sind. Da liefen jeden Monat 
weitere Schulden auf. 

Im geschilderten Fall konnte nur noch der Nothilfetopf der Diakonie mithelfen, die Schuldenlast 
und damit die Säumniszuschläge etwas zu verringern, doch das grundlegende Problem blieb 
bestehen. 

 

Direkter Kontakt hilft Probleme zu lösen 

Direkter Kontakt zwischen der zuständigen Sachbearbeitung und den Hilfebedürftigen hilft oft 
Probleme zu lösen oder Unklarheiten und damit unnötige, aufwändige Rückfragen, 
Widersprüche u. a. zu vermeiden. 

Leider wird es aber – nicht nur Corona-bedingt – immer schwerer, einen lösungsorientierten 
Direktkontakt durch persönliche Beratung, direkten Telefonkontakt oder direkten E-Mail-Verkehr 
zu ermöglichen. 

Hierzu ein Beispiel aus dem Berichtsjahr, es ging um die Übernahme der Kosten für eine Brille: 

Ein Leistungsbezieher hatte erfolgreich einen geförderten Lehrgang für den „Personen-
beförderungsschein“ absolviert und wollte nun möglichst rasch als Busfahrer arbeiten. Der Arzt 
hatte ihm jedoch eine Brille zum Fahren eines Busses verordnet. Er hatte eigentlich keinerlei 
Sehprobleme im privaten Bereich und benötigte dafür auch keine Brille. Sie war also nur 
beruflich erforderlich. 
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Rechtzeitig beantragte er formlos zwei Mal bei der Arbeitsagentur die Kostenübernahme. Dieser 
E-Mail-Verkehr endete nach einigen Wochen mit dem wiederholten Hinweis, dass die Förderung 
einer Brille rechtlich nicht möglich sei.  

Dann schaltete er die Unabhängige Hartz-IV-Beratung ein. Die Irritation war groß, da wird ein 
teurer Kurs bezahlt und die Arbeitsaufnahme soll nun an den vergleichsweise geringen Kosten 
einer beruflich notwendigen Brille scheitern? 

Nun wurde ein formeller, ausführlich begründeter Antrag gestellt. Parallele Versuche von uns, 
durch Direktkontakte eine Klärung des Sachverhalts herbeizuführen, schlugen fehl 
(unbeantwortete E-Mails, überfordertes Service-Center, ein nur auf dem Anrufbeantworter 
landender Rückrufversuch der Agentur für Arbeit mit unterdrückter Telefonnummer ohne 
Rückrufmöglichkeit).  

So kam es wie es kommen musste: Der Antrag wurde erneut abgelehnt, weil es sich bei der 
Brille um einen „Alltagsgegenstand“ handeln würde. Wir waren soweit wie vor viereinhalb 
Monaten und es musste ein Widerspruch formuliert werden. Weitere Unterlagen wurden 
daraufhin angefordert, landeten im Nirvana und wurden erneut nachgereicht. 

Dann war es doch so weit, dem Widerspruch wurde schlussendlich stattgegeben. 

Ein rechtzeitiger Direktkontakt mit gegenseitigem Willen zur Klärung hätte hier in einem einzigen 
kurzen Gespräch alle Unklarheiten beseitigt. Nun hangelte sich das Ganze über Monate hin, 
verzögerte die Arbeitsaufnahme und verursachte hohen und teuren Verwaltungsaufwand. Ein 
unnötiger Vorgang mit sicher vierstelligen Kosten. 

Da bleibt nur der Schluss: 

„Mit Brille wär‘ das nicht passiert“ 

oder  

„Ist die Lage sehr vertrackt, hilft uns nur Direktkontakt“  
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Rückblick - Mietobergrenzen LKR Esslingen ab 1.8.2021 
 

Bewertung und Handlungsbedarfe 

Positiv 

 Die neuen Mietobergrenzen (MOG) wurden zum Großteil um zweistellige Prozentsätze 
erhöht. Beharrliche Kritik und Rechtsverfahren haben sich ausgezahlt. 

 Gemessen am verlässlichen Maßstab der Wohngeldgrenzen (WoG) liegen die neuen MOG 
zu 91 % über den WoG-Grenzen. 2018 waren es nur 31 %. 

 Bislang waren die 44 Gemeinden im Landkreis in neun Regionen gefasst. Jetzt sind es nur 
noch sieben Regionen mit einem einheitlicheren Mietniveau. 
 

Negativ 

 Die Entwicklung der MOG ist dennoch uneinheitlich und für uns nicht schlüssig 
nachzuvollziehen. Ein Einblick in die erhobenen Daten, auf deren Grundlage die 
Berechnungen der neuen MOG erfolgten, war nicht möglich. 

 Es gibt eine große Bandbreite der Änderungen von -7 % (1-Pers. Nürtingen) bis zu + 45 % 
(jede weitere Pers. >4, Esslingen). Gründe für die ungleichen Veränderungen werden nicht 
benannt.  

 Fragen an die Datengrundlage stellen sich auch bei den Höchstsätzen für kalte 
Nebenkosten. In Weilheim z.B. erhalten 4 Personen 36 € weniger als 3 Personen. 

 Zum 01.08.2023 soll lediglich eine Indexfortschreibung entsprechend dem Index Baden-
Württemberg erfolgen, eine Neuerhebung erst wieder zum 1.8.2025. Damit würden die MOG 
2023 erneut zurückfallen. Die Erhebung eines lokalen Mietsteigerungsindexes wäre 
dagegen ohne großen Aufwand möglich.  

 Im Gegensatz zu bisher ist keine fortlaufende Evaluation mit Einbezug von Kommunen und 
LIGA mehr vorgesehen  
 

Bewertung und Handlungsbedarfe 

 Die Steigerung spiegelt wesentlich den Nachholbedarf seit 2018 wider.  
Zur Erinnerung: 2018 wurden unter der Regie von Rödl & Partner ein Drittel aller Grenzwerte 
trotz galoppierender Mieten abgesenkt, nachdem die MOG 2011, 2014 und 2016 vom 
Sozialgericht als rechtswidrig verworfen wurden. 2020 wurde lediglich ein Indexwert von 2 x 
1,8 % zugeschlagen. Eine erneute Indexfortschreibung 2023 würde die MOG erneut zurück-
werfen.  

 Bis heute ist das nicht vollständig veröffentlichte Konzept nicht transparent. Die Schlüssigkeit 
kann daher auch von Betroffenen und ihren Anwälten nicht geprüft werden. Nach dem 
Informationsfreiheitsgesetz müssen solche Grundlagen mit rechtlicher Außenwirkung 
offengelegt werden. Dies kann eingefordert werden. Ein offenes und transparentes 
Verfahren bei der Festlegung von MOG sollte deshalb angestrebt werden. 
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Ausblick – Das neue Bürgergeld 
 
Mit einem neuen „Bürgergeld“ will die Ampelkoalition Hartz-4 überwinden. Als Überblick wurden 
hier die zentralen Anforderungen der Wohlfahrtsverbände und der Betroffenenbewegung den 
Absichten der Koalition in den klassischen Ampelfarben gegenübergestellt. 
 

 

 

Es ergeben sich wesentliche Verbesserungen, allerdings bleiben auch wichtige Forderungen 
unberücksichtigt. Ganz entscheidend ist, dass es bei einem Leben in Armut bleibt, da die 
unzulänglichen Regelsätze unverändert bleiben. Zur Illustration hier prekäre Einzelwerte: 

 

Regelbedarf – was ist drin in Hartz-4?    (Satz 2021) 

 Alleinstehende 19 - 25-jährige 
Ernährung      5,08 €    4,06 €  täglich 
Gaststätten, Cafés   11,65 €     9,32 €  monatlich 
Strom     36,20 €        -- „ -– 
Öffentlicher Nahverkehr   36,06 €    28,85 €      -- „ -– 
Waschmaschine      1,64 €        -- „ –- 
Fahrradkauf      1,34 €      1,07 €      -- „ –- 
Bildung, Kurse       1,61 €      1,29 €      -- „ –- 
Personalausweis       0,26 €      0,21 €      -- „ –- 
Weihnachtsbaum, Blumen, Pflanzen    0      0 
  

Hartz IV - Forderungen und Ampelkoalition 11/21
 -  armutsfest machen

o   Regelsatz erhöhen und anders bemessen 0
o   Wohnung sichern. „Angemessene Kosten“ gesetzlich definieren

o   Keine Abzüge v. Existenzminimum bei Schulden an Jobcenter 0
o   Sturz i.d. Verarmung mildern

o   Rentenbeiträge wieder herstellen 0

 - menschlicher machen
o   Kinder raus aus Hartz IV Ki-GrdSich.

o   Entrechtungen zurücknehmen 0
o   Sanktionen abschaffen oder entschärfen entschärfen

o   Laufzeit Alg 1 verlängern 0
o   Bürokratieabbau durch Vereinfachungen

 -  Arbeitsaufnahme verbessern
o   Kürzungen des Förderbudgets zurücknehmen
o   Arbeit statt Arbeitslosigkeit finanzieren -> öffentlich geförderte Beschäftigung
o   Arbeit muss sich lohnen, Anreize schaffen, Transfer-Entzugsrate entschärfen

o   Augenhöhe bei Lohnaushandlung herstellen 0
o   Personalausstattung d. JC verbessern

Legende:  Problem wird         angegangen |  0 nicht angegangen |          tendenziel l angegangen
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Engagiert diskutiert wird eine Abschaffung der Sanktionen. Dabei bleiben jedoch langfristige 
oder dauerhafte Unterdeckungen des Existenzminimums außen vor, die viel schwerer wiegen 
als befristete Sanktionen. Eine „Grundsicherung“ muss die Existenz verlässlich sichern, ob sie 
nun Hartz-4 oder Bürgergeld heißt. Diese Sicherung ist in den nachfolgenden Punkten nicht 
gegeben. 

 

1.  Rückforderungen des Jobcenters nach § 43 SGB II 
Insbesondere Menschen mit schwankendem Einkommen ertrinken in einer Flut von 
Erstattungsbescheiden mit laufenden Rückforderungen und geraten in vielen Fällen in eine 
Schuldenspirale. Seit 2011 können diese Forderungen auch ohne Verschulden aus dem 
Existenzminimum aufgerechnet werden. Zudem werden die Rückforderungen auch auf die 
Kinder aufgeteilt und diese werden in Sippenhaft für ihre Eltern genommen („Kinder haften 
für ihre Eltern“). In unserer Beratung trifft dies jeden neunten von insgesamt 1.800 Fällen. 
 

2. Nicht erforderlicher Umzug nach § 22(1) S. 2 SGB II 
Wenn das Jobcenter einen Umzug als nicht erforderlich ansieht, werden nur die Kosten 
der alten Wohnung ohne zeitliche Begrenzung übernommen. Bei unseren Beratungsfällen 
fehlen oft mehrere hundert Euro im Monat. Die Kosten werden auch nicht dynamisiert, 
wenn es bei der neuen Wohnung zu Mieterhöhungen kommt. In diesem Spagat zerreißt 
es viele Familien, die Regelung führt in vielen Fällen fast zwingend zum Wohnungsverlust. 
  

3. Kautionsdarlehen nach § 22(6) SGB II 
Obwohl im Regelbedarf keine Aufwendungen für Kautionen erfasst sind, müssen 
entsprechende Jobcenter-Darlehen dafür aus dem Existenzminimum abgestottert werden.       
I. d. R. handelt es sich um vierstellige Beträge mit mehrjähriger Tilgungsdauer, wobei oft 
auch Kinder belastet werden. 
  

4. Wohnkostenlücke 
Nach dem Bericht der Bundesregierung zur Wohnkostenlücke (zuletzt BTDrS 19/31600) 
erhalten deutschlandweit 16,9 % aller Bedarfsgemeinschaft ihre Wohnkosten nicht in 
tatsächlicher Höhe. In einzelnen Landkreisen beträgt die Quote aber ein Vielfaches bis zu 
Spitzenwerten von 62,8 % (Jobcenter Leer). Dies verweist auf marktfremde 
Mietobergrenzen, denen zigtausend Familien zum Opfer fallen. Die Festlegung überlässt 
der Gesetzgeber völlig den Land- und Stadtkreisen mit ihrer Sparorientierung. Die im 
Bürgergeld vorgesehene Pauschalierung wird das Problem noch verschärfen. 

  
5. Keine Zuverdienstmöglichkeit für BAföG-Beziehende in Hartz 4 

Leistung soll sich lohnen – um diesen Grundsatz fühlen sich viele Kinder aus Hartz-4-
Familien gebracht, wenn Nebentätigkeiten voll angerechnet werden, weil der Freibetrag 
von 100 € mit der BAföG-Förderung bereits aufgebraucht ist. Sie fühlen sich gegenüber 
den Alterskameraden aus besser situierten Familien doppelt herabgesetzt, die ohne 
jegliche Begrenzung Minijobs nachgehen können. 

 

Völlig offen ist inzwischen, ob und wie das neue Bürgergeld bei der milliardenschweren 
Aufrüstungspolitik noch finanzierbar sein wird. 
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Erhebungsbogen zur Statistik mit Jahresergebnissen 

Sozialrechtliche Probleme:   Fallzahlen 2021 im Vergleich zu 2019     

                          
Generell Unzureichende 

Beratung 
462 25,5% 

Fehlende 
Existenzsicherung 

258 14,3% 

Wohnung 
ungesichert 

126 7,0% 

Mittellosigkeit 
wg. 

Zahlungsverzug 45 2,5% 

    2019 22,4%     10,4%     6,1%     2,6% 

  
Fehlende Kranken- 

versicherg 51 2,8% 
Bescheide nicht 
nachvollziehbar 90 5,0% 

Unterlagen 
verlorengegangen 48 2,7% 

Fordern führt zu 
Überfordern 78 4,3% 

    2019 2,4%     8,7%     5,0%     1,2% 
§ 7 SGB 
II 

Leistungsberechtigg  
§ 7,1 (insb. 
Ausländer) 264 14,6% 

BG, eheähnl. 
Gmschft. 

141 7,8% 

§ 7,4+4a 
(stationär, ortsnah 

30 1,7% 

§ 7,5+6 und § 
27 (Azubis) 

12 0,7% 

    2019 4,0%     0,7%     0,0%     0,9% 
§§ 11 + 
a + b 

Anrechnung von 
Einkommen 153 8,5% 

§ 11a (nicht zu 
berücksichtigen) 30 1,7% 

§ 11b 
Absetzbeträge 27 1,5% 

  
    

    2019 11,6%     1,4%     2,4%       
§§ 9, 12 § 9 

Hilfebedürftigkeit 
93 5,1% 

§ 12 
Anrechng. 
Vermögen 21 1,2% 

§ 12a Vorrangige 
Leistungen 

57 3,2% 

  

    

    2019 4,5%     2,1%     3,8%       
§§ 15, 
16 

§ 15 
Eingliederungs-
vereinbarung 0 0,0% 

§ 16a-g, 
Eingl.Lstgen 

24 1,3% 

Eingl.Lstg. 
versagt 

6 0,3% 

Eingl.Lstg. 
"verordnet" 

0 0,0% 

    2019 5,7%     0,5%     0,0%     0,0% 
§§ 20, 
23, 43 

Festsetzung der 
Regel- 

leistung/Sozialgeld 
6 0,3% 

§ 43 
Abzüge v. 
Regellstg / 
Sozialgeld 0 0,0% 

§ 23 Ziff.1-4  
MBZ Behinderte 

15 0,8% 

  

    

    2019 0,0%     0,9%     0,5%       
§ 21 § 21,2+3 Mehrbed. 

schwanger / 
alleinerz. 45 2,5% 

§ 21, 4+5 MB 
behindert / 
Ernährung 6 0,3% 

§ 21,6 MBZ  
atyp. Bedarf 

24 1,3% 

§ 21,7 MBZ  
Warmwasser 

15 0,8% 

    2019 1,9%     0,9%     0,2%     1,7% 
§ 22 Unterkunft + 

Heizung gesamt 
378 20,9% 

Kürzung d. 
Kaltmiete 

84 4,6% 

Kürzung d. 
Neben-/ 

Heizkosten 15 0,8% 

Aufforderg. 
Kostensenkung 

9 0,5% 

    2019 22,6%     5,2%     3,5%     4,2% 
  § 22,6 

Wo.beschaffgs.- + 
Umzugsko. 72 4,0% 

§ 22,4+5 
Zustimmg. Z. 

Umzug 81 4,5% 

Aufrechnung d. 
Kaution m. RL 

36 2,0% 

§ 22,8 
Mietschulden 

30 1,7% 

    2019 3,1%     2,8%     1,7%     1,2% 
§ 24 § 24,3 Einmalige 

Beihilfen 
90 5,0% 

§ 24,1 Darlehen  
b. unabweisb. 

Bedarf 57 3,2% 

Abzüge z. Darl.-
Tilgung 

6 0,3% 

Sachleistungen 

0 0,0% 

    2019 2,4%     0,7%     0,7%     1.4% 
§§ 28, 
29 

Bedarfe f. Bildung 
und Teilhabe 

276 15,3% 

§ 28,2+3 
Ausflüge + 

Schulbedarf 66 3,6% 

§ 28,4+5 Schüler-
beförd., Nachhilfe 

105 5,8% 

§ 28,6+7 
Mittag-essen, 

kult. Teilh. 120 6,6% 

    2019 9,9%     3,5%     3,1%     5,0% 
§§ 31, 
32 

Sanktionen 

36 2,0% 

davon 
Totalsanktion 

(incl. KdU) 12 0,7% 

davon m. Härten 
f. 

Fam.Angehörige 6 0,3% 

davon fehlende 
Sachleistungen 

0 0,0% 

    2019 5,0%     0,7%     0,0%     0,2% 
Anderes Sonstige Probleme 

237 13,1% 
Rückforderung 
nach SGB X 207 11,4% 

            

    2019 9,9% 168   11,3% 192           
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Liga der freien Wohlfahrtspflege im Landkreis Esslingen 
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